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Ministerium des Innern 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Der Minister 

Schriftlicher Bericht 

des Ministers deslnnern 

für die Sitzung des Innenausschusses am 23.11.2017 

zu dem· Tagesordnungspunkt 

"Welche Straftaten wurden bei der ,Ende Gelände' Demonstrati-

on 

am 5. November 2017 im Tagebau Hambach festgestellt 

und wie werden diese verfolgt?" 

Antrag der Fraktion der SPD vom 10.11.2017 

Ausgangs/age 

Aus Anlass der im Zeitraum 06.11. bis 17.11.2Q17 stattfindenden Welt­

klimakonferenz 2017 in Bonn rief das Bündnis "Ende Gelände" zu einer 

Massenaktion des "zivilen Ungehorsams" im Rheinischen Braunkohlen­

revier auf. Aktionszeitraum sollte der 03.11. bis 05.11.2017 sein. Der 

Schwerpunkt der Aktionen fand tatsächlich am 05.11.2017 statt. 

Bei dem Bündnis "Ende Gelände" handelt es sich um einen Zusammen­

schluss u. a. von Anhängern der Anti-Atom;./Kohle-Bewegung, der 

Klimacamps im Rheinland und in der Lausitz, der Besetzerszene im 

Hambacher Forst sowie verschiedener Umweltorganisationen. 

"Ende Gelände" setzt bei seinen Aktionen häufig auf Massenblockaden 

von Einrichtungen von Energieversorgungsunternehmen, wie zuletzt bei 

den Blockaden der Kohletransportbahn im Rahmen des "Klimacamps 

2017" (August 2017), der Kraftwerksblockade in der Lausitz ("Klima­

camp 2016") im Mai 2016 und dem Eindringen in den Tagebau Garzwei­

ler im Zuge des "Klimacamps 2015" (August 2015). 

Dem Polizeipräsidium (PP) Aachen wurde im Vorfeld die Zuständigkeit 

für die im Zusammenhang mit den Aktionen des Bündnisses "Ende Ge­

lände" anlassbezogenenpolizeilichen Maßnahmen in den Kreispolizei­

behörden Düren, Heinsberg, Mönchen-gladbach, Rhein-Kreis Neuss 
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und Rhein-Erft-Kreis übertragen. Zur Bewältigung des Einsatzes wurde 

durch das pp Aachen eine Besondere Aufbauorganisation (BAD) einge­

richtet. In der Spitze standen dem pp Aachen ca. 950 Einsatzkräfte, 

darunter sechs Bereitschaftspolizeihundertschaften (BPH), zur Verfü-' 

gung. 

Einsatzverlauf 05.11.2017 

Für den 05.11.2017, 08:00 Uhr bis 14:00 Uhr, wurde durch eine Privat­

person im Namen des Bündnisses "Ende Gelände" ein Aufzug von Ker­

pen-Buir' nach Morschenich zum Thema "Klimagerechtigkeit jetzt - Für 

einen sofortigen Kohleausstieg" angemeldet. Der Anmelder erwartete 

die Teilnahme von ca. 1.800 Personen. Eine angemeldete Zwischen­

kundgebung am sogenannten Wiesencamp ,wurde dabei vom PP 

Aachen als zuständiger Versammlungsbehörde untersagt. 

Darüber hinaus wurde ein im' Zeitraum 04.11. bis 06.11.2017 beabsich­

tigtes Protestcamp in Kerpen-Manheim vom PP Aa?hen nicht als öffent­

liche Versammlung im Sinne des Versammlungsgesetzes bewertet. 

Maßgeblich für die Entscheidung war, dass das Camp in erster Linie als 

Schlafgelegenheit bzw.lnfrastruktureinrichtung genutzt werden sollte; 

auf eine Teilhabe an der öffentlichen Meinungsbildung war die Veran­

staltung nach ihrem Gesamtgepräge in erster Linie nicht ausgerichtet. 

Die Entscheidung des PP Aachen wurde durch das Verwaltungsgericht 

Aachen mit Beschluss vom 30.10.2017 bestätigt. 

Ab 08:00 Uhr sammelten sich die Demonstrationsteilnehmer am Bahn:.. 

hof Kerpen-Buir. Aus einem mitgeführten Lkw wurden Strohsäcke für ca. 

500 Personen, Sekundenkleber und Staubmasken an die Versamm­

luhgsteilnehmer verteilt. Insbesondere die im Vorfeld geäußerte Zielrich­

tung des Aktionsbündnisses (wie in der jüngeren Vergangenheit bereits 

erfolgt), in den Tagebau eindringen zu wollen, führten zu der polizeili-
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chen Einschätzung, das Anlegen der Strohsäcke als Passivbewaffnung 

und nicht nur als reine Meinungssäußerung zu werten. Im Übrigen ent­

sprach dies auch der im Rahmen der getroffenen Vorabsprachen erfolg­

ten Eins~chätzung der zuständigen Staatsanwaltschaft. Der Aufforderung 

, der Polizei, diese Strohsäcke abzulegen, kam der überwiegende Teil 

der Versammlungsteilnehmer nach. Es wurde in dem Zusammenhang 

auch das Ablegen von Plexiglassc~heiben beobachtet. Aus einsatztakti­

schen Gründen wurde zu diesem Zeitpunkt auf weiterführende polizeili­

che Maßnahmen in der Menschenmenge am Bahnhof verzichtet. Statt­

dessen wurde eine KontrollsteIle an taktisch günstigerer Stelle einge­

richtet, um dort weiterführende Maßnahmen zu treffen. 

Nach erfolgter Auftaktkundgebung setzte sich der Aufzug um 10:12 Uhr 

mit ca. 2.500 Teilnehmer,n vom Bahnhof Kerpen-Buir über die L276 in 

Gehrichtung Morschenich in Bewegung. An genannter KontrollsteIle in 

Höhe einer Überführung der BAB 4 wurde der Aufzug angehalten und 

die verbliebenen 7 Strohsäcke sichergestellt und vernichtet. Der Auf­

zug wurde im Anschluss fortgeführt. 

Gruppe 1 mit ca. 1.500 Personen 

Nach ca. 400 Metern verließ eine Gruppe von ca. 1.500 Personen die 

beim PP Aachen angemeldete sowie bestätigte Aufzugsstrecke und be­

gab sich eigenständig in Richtung Ortslage Manheim. Auf dieser Strecke 

kontrollierten Raumschutzkräfte im Vorfeld (08:57 Uhr - Nordseite Brü­

cke BAB 4) einen dort befindlichen Lkw, welcher mit ca. 2.000 bis 3.000 

Strohsäcken beladen war. Diese wurden nach polizeilicher Aufforderung 

vor Ort abgeladen und durch Entleeren durch den Fahrzeugführer bzw. 

die Polizei unbrauchbar gemacht. Diese Gruppe teilte sich nach Passie­

ren der Orts'lage rylanheim mehrfach und versuchte an verschiedenen 

Örtlichkeiten im südöstlichen Bereich in den Tagebau Hambach 

einzudringen. 
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Im weiteren Verlauf gelang es g,egen 13:00 Uhr ca. 1.000 Personen ,Seite 5 von 21 

aus dieser Gruppe, Polizeikräfte an einer Sperrstelle weiträumig zu um-

laufen und in den Tagebau einzudringen. Aufgrund der Geländeweite 

und -beschaffenheit war ein 'geschlossenes polizeiliches Sperrkonzept 

nicht möglich. Die Störer überwanden die' Förderbänder auf der ersten 

Sohle. -Raumschutzkräfte konnten die Gruppe schließlich festsetzen 

und eine Besetzung des Baggers 290 verhindern. Diese Gruppierung 

wurde als Spontanversammlung im Sinne des Versammlungsgesetzes 

bewertet. Eine Auflösungsverfügung wurde erteilt. Die Störer wurden 

eingeschlossen und zum Zwecke der Identitätsfeststellung aus strafver-

folgenden Gründen festgehalten. Einsatzkräfte wurden im Zuge der 

Maßnahmen teilweise mit Abraum beworfen. Ein Störer lief mit gesenk-

tem Kopf in eine Polizeikette, um diese zu durchbrechen. Die Person 

wurde vorläufig festgenommen, am Folgetag beim Amtsgericht (AG) 

Kerpen vorgeführt und von dort entlassen. 

Gegen 15:00 Uhr wurde eine Person bei der Räumung der Sohlenkante 

von einem Polizeibeamten weggestoßen, da sie auf diesen von, hinten 

einwirkte und stürzte dabei. Die Person geriet liegend in den Weg eines 

Polizeipferdes, welches sich uber sie hinweg bewegte. Ob es hierbei zu 

einer Berührung kam, ist unklar. Die Person stand im Anschluss auf, 

verweigerte jegliche Behandlung durch Polizeibeamte und Rettungskräf­

te und zog sich unmittelbar in die Menge zurück. Eine Personalienfest­

stellung konnte hicht mehr erfolgen. 

Im Zuge der Maßnahmen erlitt daruberhinaus ein Polizeibeamter gegen 

15:45 Uhr bei einer Widerstandshandlung, (Schlag auf die Hand) einen 

Handbruch und wurde einem Krankenhaus zugeführt. Nähere Umstän­

de der Tat (mögliches Tatmittel) sind Gegenstand der Ermittlungen. Eine 

Festnahme des Tatverdächtigen war nicht möglich, da dieser bereits in 

der Menge untergetaucht war. 

Ein weiterer Polizeibeamter wurde durch eine Störerin in die Hand ge­

bissen und leicht verletzt. 



Ministerium des Innern 
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Die Störer wurden ab 16:50 Uhr nach Einzellichtbildaufnahme - sofern 

sie nicht zur Zentralstellefür Identifizierungsmaßnahmen in Linnich ver­

bracht wurden - mittels geländegängiger Fahrzeuge der RWE Power AG 

bis zu einer Rampe verbracht und anschließend polizeilich aus dem 

Tag,ebau begleitet. Ihnen wurde zuvor über Lautsprecherdurchsagen 

mehrfach die Gelegenheit gegeben, die Einschließung ,bei Vorzeigen 

von Identitätspapieren oder Einverständnis in erkennungsdienstliche 

(ED) Maßnahmen verlassen zu können. Dieser Aufforderung wurde le­

diglich durch eine Person Folge geleistet. Auch wurden Durchsuchun­

gen nach Personalpapieren durch die Störer abgelehnt. Zwangsweise 

Durchsuchungen unterblieben nach Absprache mit der Staatsanwalt­

schaft Aachen aus Gründen der Verhältnismäßigkeit. 

Es war zunächst vorgesehen, die Störer zwecks Durchführung von Iden­

tifizierungsmaßnahmen der Zentralstelle für Identifizierungsmaßnahmen 

in Linnich zuzuführen. Dies ist bei einem Teil der Personen erfolgt. Auf-' 

grund der Beschaffenheit des Tagebaus konnte zum Abtransport aus­

schließlich auf geländegängige Fahrzeuge der RWE Power AG zurück­

gegriffen werden. Andere Möglichkeiten standen nicht zur Verfügung. 

Die Kapazität der Transportmöglichkeiten war hierdurch beschränkt., 

Mithin war abzusehen, dass im Rahmen des beabsichtigten Vorg~hens 

der Verbringung zur Zentralstelle für Identifizierungsmaßnahmen, in An­

betraGht der hohen Anzahl von Störern, nicht bei allen Identifizierungs­

maßnahmen im Rahmen der gesetzlich vorgeschriebenen 12-

Stundenfrist in Linnich hätten durchgeführt werden können. Verstärkend 

hat sich dabei die bevorstehende Dunkelheit ausgewirkt. Vor diesem 

Hintergrund erfolgte die Entscheidung in Absprache mit der Staatsan­

waltschaft Aachen, Lichtbilder der bis dato noch nicht nach Linnich 

transportierten Personen vor Ort zu fertigen, um bei allen Störern straf­

verfolgende Maßnahmen durchführen zu können. 
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. Weitere ca. 260 Personen der ursprünglich 1.500 Personen umfassen­

den Gruppe konnten an einer Sperr~telle auf einer Rampe im Tagebau 

festgesetzt und zum Zwecke der Identitätsfeststellung aus strafverfol­

genden Gründen festgehalten werden. Auch diese Gruppe wurde ver-

. sammlungsrechtlich aisSpontanversammlung bewertet. Eine Auf­

lösungsverfügung wurde erteilt. Nach Durchlaufen einer zum Zwecke 

der Identitätsfeststellung aufgebauten Videostraße verließen sie im An­

schluss die Rampe und damit den Tagebau. Auch hier wurde aus den 

bereits beschriebenen Gründen' auf weitere Maßnahmen, insbesondere 

die Verbringung in die Zentralstelle für Identifizierungsmaßnahmen nach 

Linnich verzichtet. 

Um 16:15 Uhr waren die Maßnahmen an dieser Stelle beendet. Die 

Gruppe wurde in Richtung Bahnhof Kerpen-,Buir polizeilich begleitet. 

Gruppe 2 mit ca. 1.000 Personen 

. Der ursprüngliche Aufzug begab sich in der Zwischenzeit mit den ver­

bliebenen ca. 1 ;000 Teilnehmern auf dem kooperierten Weg zum Ort 

der Abschlusskundgebung in Morschenich. Kurz vor Erreichen des Ab­

schlusskundgebungsortes splittete sich eine ca. BOO-köpfige Perso­

nengruppe ab, teilte sich und versuchte in zwei Einzelgruppen eine 

Polizeikette zu durchbrechen und die Abbruchkante zu überwin­

den. Die Gruppen wurden durch Polizeikräfte festgesetzt. Dabei kam es 

zu einer Widerstandshan'dlung durch eine männliche Person, in deren 

Folge Pfefferspray und der Einsatzmehrzweckstock defensiv (zum 

Wegdrücken der Person) eingesetzt wurde. Angaben zur Identität wur­

den verweigert. Die Person wurde vorläufig festgenommen und der Ge­

fangenensammelstelle beim PP Aachen zugeführt. Sie wurde am Folge­

tag dem AG Düren mit den Tatvorwürfen Widerstand gegen Vollstre­

ckungsbeamte, Landfriedensbruch und Betäubungsmittelbesitz vorge-

. führt und von dort entlassen. Aktuell wird geprüft, ob noch weitere straf­

würdige Vorkommnisse beim Versuch des Durchbrechens der Polizei-
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kette zu verzeichnen sind. Letztlich gelang es keiner Person dieser 

Gruppen, .dieAbbruchkante zu, überwinden und in den Tagebau einzu­

dringen. Diese Gruppe löste sich bis 16:00 Uhr auf. 

Der Aufzug wurde durch die Versammlungsleiterin um ca. 14:00 Uhr 

nach durchgeführter Abschlusskundgebung beendet. 

Gruppe 3 mit ca.' 70 Personen 

Gegen 14:50 Uhr gelang es einer Gruppe von ca. 70 Personen über 

den Aussichtspunkt "Terra Nova" bis auf die dritte Sohle des Tagebaus 

vorzudringen. 11 Angehörige dieser Gruppe erkletterten kurzzeitig einen 

Aufliege.r des Baggers 287, konnten aber noch vörweiterer Besetzung 

des Baggers von Raumschutzkräften festgesetzt werden. Raumschutz-

.kräffe hinderten auch weitere Störer aus dieser Gruppe daran, ebenfalls 

zu, diesem Bagger zu gelangen. Insgesamt wurden 53 Personen zur 

·Identitätsfeststellung aus strafverfolgenden Gründen festgehalten, mit-:­

fEHs geländegängiger Fahrzeuge der RWE Power AG aus dem Tagebau 

verbracht und anschließend mit polizeieigenen Fahrzeugen zur Zentral­

steIle für Identifizierungsmaßnahmen in Linnich transportiert. Auch diese 

Gruppe wurde versammlungsrechtlich als Spontanversammlung bewer-

. tet; eine Auflösungsverfügung erging. Diese polizeilichen Maßnahmen 

im Tagebau waren um 16:45 Uhr abgeschlossen. 

Alle polizeilichen Maßnahmen im Tagebau. Hambach waren gegen 

19:09 Uhr beendet. 

Acht weitere Demonstrationen mit thematischem. Bezug fanden am· 

05.11.2017 im Rheinischen Braunkohlenrevier mit insgesamt ca. 150 

Teilnehmern weitestgehend störungsfrei statt. Zwei Teilnehmer führten 

jeweils einen Strohsack bzw. einen vermeintlichen Elektroschocker (tat-
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sächlich Hundetrainingsgerät) mit und wurden in Gewahrsam genom­

men. Sie wurden der Gefangenensammelstelle in Aachen zug~führt. 

Gegen alle Personen,die' in den Tagebau eingedrungen sind, wurden 

Ermittlungsverfahren wegen Hausfriedensbruchs und sonstiger anlass~ 

bezogener Delikte eingeleitet. 

Frage 1: Wie vie/e'Demonstranten sind insgesamt in den Tage- , 

bau eingedrungen? 

Insgesamt drangen ca. 1.330 Störer in den Tagebau ein (davon gelang­

ten ca. 260 Personen nur bis auf eine Zufahrtsrampe). 

Frage 2: Welche Verbotsschilder bzw. entsprechende Aufforde­

rungen der Polizei wurden beim Betreten des Tage­

baus missachtet? 

Durch die RWE Power AG wurden neben derVerwaliung folgende Hin-

weisschildermit den, Texten "Vorsicht Absturzgefahr" und "Werksanla­

gen - Absolutes Betretungsverbot für Betriebsfrenide" aufgestellt. 
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Im Vorhinein wurden U., a. Informationen zu der Gefahren- und Verbots­

situation über· den Facebook-Account des. pp Äachen veröffentlicht. 

Weiterhin waren die jeweiligen Versammlungsleiterauf diese Situation 

explizit hingewiesen worden. Zusätzlich wurden Flyer hergestellt, die 

auch auf die Gefahrenlage vor Ort hinwiesen. Darüber hinaus erfolgten 

Hinweise durch die Einsatzkräfte an den jeweiligen Einsatzorten. 

Frage 3: Wie viele Freiheitsentziehungen mussten im Rahm'en 

des Einsatzes durchgeführt werden? 

Insgesamt wurden 9 Personen der Gefangenensammelstelle in Aachen 

zugeführt. Darüber hinaus erfolgte bei einem Jugendlichen eine Über-

gabe an die Jugendanlaufstelleder Kreispolizeibehörde Düren. 

140 Personen wurden in die Zentralstelle für Identifizierungsmaßnah­

men in Linnich zum Zwecke der Identitätsfeststellungaus strafverfol­

genden Gründen verbracht. Etwa 1.200 Personen wurden vor Ort zum 

Zwecke der Identitätsfeststellung festgehalten und nach Lichtbildferti­

gung vor Ort entlassen. 

Frage 4: 

rer freiheitsentziehenden Maßnahmen unterzogen. Von allen Personen, 

die in den Tagebau eingedrungen sind, wurden zum Zwecke der Identi­

fizierung zumindest Lichtbildaufnahmengefertigt. Im Übrigen wird auf 

die Antwort zu Frage 5 verwiesen. 
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Welche Absprachen hat diePolizei·mit der zuständigen Seite 11 von 21 

Staatsanwaltschaft imVorleld und. während des Ein-

satzes vorgenommen? 

Im Vorfeld des Einsatzes wurden mit den Staatsanwaltschaften Aachen 

und Köln in- versämmlungsrechtlichen und strafrechtlichen Fragen Ab­

stimmungen getr()ffen. Auch während des Einsatzes erfolgten Abspra": 

~hen mit der für Straftaten im unmittelbaren Zusammenhang mit dem 

Tagebau Hambach zuständigen Staatsanwaltschaft Aachen. 

Insbesondere wurden unter anderem Fragestellungen im Kontext Ver­

mummung, Schutzwaffen und einer damit verbundenen Strafbarkeit im 

Sinne der §§ 17a, 27 VersG erörtert. Darüber hinaus wurde das Vorge­

hen im Zusammenhang mit -dem Umfang möglicher Identifizierungs­

maßnahmen bei unterschiedlicher Schwere von Straftaten besprochen. 

Dabei wurde beiniederschwelligen Delikten (insbesondere Hausfrie­

densbruch, einfache Fälle der Nötigung) im Zusammenhang mit erfor­

derlichen Identitätsfeststellun.gen folgender Verfahrensablauf abge­

stimmt und praktiziert: 

1. Befragung zur Identität 

2. Durchsuchung nach Ausweisdokumenten 

3. Durchführung freiwilliger ED-Maßnahmen 

4. Bei erklärter Unfreiwilligkeit bzw. zu erwartendem Widerstand geg'en 

Durchsuchungen oder ED-Maßnahmen - ausschließlich lichtbildfer­

tigung 
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Wie bewertet die Landesregierung den Vorwurf von 

"Ende-Gelände"" dass die Polizei Pfefferspray präven-' 

tiv bzw. zur' Auflösung von' Sitzblockaden, eingesetzt 

habe und auch der Einsatz einer Reiterstaffel überzo­

gengewesen sei, da Beamte,mit ihren Tietenin Grup­

pen von Demonstranten hineingeritten seien, um stati­

sche Blockaden aufzulösen? 

Der Einsatzbefehl des Polizeiführers sah vor, dass sich diesem die Ent-

scheidung über den Einsatz von Reizstoffsprühgeräten gegen Perso­

nengruppen sowie das Aufheben von Blockad~n grundsätzlich vorbehal­

ten war. Weiter wurde festgelegt, dass in Fällen, in denen eine Rück­

kopplung mit dem Polizeiführer nicht möglich ist, ohne den Einsatzerfolg 

zu gefährden, eine nachträgliche unverzügliche Information über die 

getroffenen Maßnahmen zu erfolgen hat. Es liegen gerzeit keine Hin­

weise vor, dasß Pfefferspray oder Dienstpferde unter Missachtung der 
" . 

rechtlichen Zulässigkeitsvoraussetzungen bzw. in unverhältnismäßigem 

Umfang einges~tzt wurd~n. 

Mit der Fragestellung könnten zwei Medienberichte gemeint sein: 

1. Dabei handelt es sich in einem Fall um den oben geschilderten Sach­

verhalt mit einem Dienstpferd . 

2. Des Weiteren wurde in den sozialen Netzwerken ein Foto gepostest, 

welches einen Sprühstoßauf eine Gruppe sitzender Tagebaubeset­

zer zeigt. Nach derzeitigem Ermittlungsstand kam es zum Pfeffer­

sprayeinsatz, als Einsatzkräfte mit Abraum beworfen wurden. 

Durch das pp Aachen wurden in allen Fällen, in denen ein Fehlverhal­

ten von Polizeibeamten behauptet wird, Verwaltungsermittlungen veran­

lasst. Die Staatsanwaltschaft Aachen leitet parallel sogenannte AR­

Verfahren (Anfangsverdacht besteht noch nicht) ein. 
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Wie kam es dazu, dass bei Widerstandshand/ungen Seite 13 von 21 

. zwei Polizisten verletzt worden sein sollen (einem Be-

amten sei eine Hand gebrochen, . ein . weiterer Beamter 

soll gebissen worden sein)? 

Siehe Ausführungen auf Seite 3ff. 

Frage·S: 

Frage 9: 

me/stelle? 

Warum fand die /dentitätsfeststellung im über 30 km 

weit entfernten Linnich statt? 

Wie lange dauerte der Abtransport bis zu dieser Sam-

Frage 10: Wieso sind keine näherge/egenen Örtlichkeiten erwo­

gen worden? 

Die Entscheidung, eine Zentralstelle für Identifizierungsmaßnahmen in 

Linnich einzurichten, erfolgte u. a. vor dem Hintergrund der Erfahrungen 

aus dem Einsatz ;,Klimacart:lp 2017" mit Massenfreiheitsentziehungen. 

Intention war es u~a.angesichts der Besonderheiten des Einsatzrau-

mes, 

• jegliche technische Probleme, insbesondere durch eingeschränkte 

. Mobilfunkkapazitäten (Fast-ID), zu vermeiden, 

• logistisch (Toiletten, Getränke, trockener/warmer Warteraum) noch 

besser auf eine größere Störeranzahl vorbereitet zu sein 

• und den Gesamtablauf für alle Seiten sicherer und effektiver zu ge­

stalten. 

Der Standort Linnich erfüllte diese Anforderungen und bot zudem aus­

reichend Platz für den Aufbau mehrerer Identifizierungsmodule. Bei der 

Entscheidungsfindung wurden auch andere polizeiliche liegenschaf­

ten/Standorte (Aachen/Düren) betrachtet. Standorte im unmittelbaren 

Umfeld des Tagebaus erfüllten nicht die o. g. Anforderungen. 



Ministerium deslnnern 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Der Minister . 

Der Transpqrt aus dem Tagebau bis hin zur Zentralstelle für Identifizie­

rurigsmaßnahmenin Linnich dauerte nach hiesigen Erkenntnissen ca. 1 

Stunde. Der Zentralstell~ für Identifiiierungsmaßnahrrien wurden nur 

Personen zugeführt, denen ausschließlich niederschwellige Straftaten 

vorgeworfen wurden. Nach Absprache mit der Staatsanwaltschaft 

Aachen zählte zu diesen Delikten auch der Hausfriedensbruch. 

Frage 11 : Wie viele Demonstranten wurden nach Linnich trans-

portiert und wie viele dort identifiziert? 

Insgesamt wurden 140 Störer der Zentralstelle für Identifizierungsmaß­

nahmen in Linnich zugeführt. Von diesen machten lediglich fünf Perso­

nen Angaben zur Person. Alle Personen wurden Maßnahmen zur Identi­

tätsfeststeIlung, u. a. mittels Fast-ID, unterzogen und Ermittlungen ein­

geleitet. 

Frage 12: Wievie/e:Oemonstrantenwurden nach dem Fotografie­

ren noch inder Grube wieder freigelassen? 

Siehe Antwort zu Frage 3. 

Frage 13: Wie viele Maßnahmen zur Identitätsfeststellung wur­

den zur Sicherung von Strafverfahren vorgenommen? 

Siehe Antwort zu Frage 3. 

Frage 14: . Wie viele Identitätsfeststellungen erfolgten Über ein 

Fast-ID Verfahren oder eine klassische Feststellung 

von Fingerabdrücken? 

In der Gefangenensammelstelle in Aachen wurde bei allen 9 vorgeführ­

ten Personen Maßnahmen zur Identitätsfeststellung durchgeführt. Die 

Störer führten keine Ausweispapiere mit sich. 7 Personen teilten ihre 

Personalien nicht mit; 2 Personen machten nicht abschließend gesicher-
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Der Minister 

te Angaben. Bei zwei Personen wurden erkennungsdienstliche Behand­

lungen durchgeführt, s.ie konnten jedoch nicht identifiziert werden. Auf 

weitergehende, Maßnahmen, die zwangsweise ,hätten- erfolgen müssen, 

. ""urde in Absprache mit' der Staatsanwaltschaft Aachen ausGründen 

der Verhältnism,äß.igkeitverzichtet. 

In der Zentralstelle für Identifizierungsmaßnahmen wurden alle Perso­

nen Maßnahmen zur Identitätsfeststellung mittels Fast-ID unterzogen. 

Letztlich konnte jedoch kein Störer identifiziert werden. Auch hier wurde 

auf weitergehende Maßnahmen, die zwangsweise hätten erfolgen müs­

sen, in Absprache mit der Staatsanwaltschaft Aachen aus Gründen der 

Verhältnismäßigkeit verzichtet. Die Ermittlungen dauern an. 

Frage 15: Musste erneut "aufgrund technischer Schwierigkeiten 

auf ED-Behandlungen vor Ort verzichtet werden" 

(vergi. Bericht für den' Innenausschuss vom 

08.09~201,7),' obschon 'der,lnnenministerja z.B.in der 

Kleinen Anfrage 20 (Drucksache 17/248) zugesichert 

hatte,,, die' . Kapazitäten . zurerkennungsdienstlichen 

Behandlung auch unter Berf,icksichtigung der bisheri­

gen Erlahrungen" anzupassen? 

Aufgrund der Erfahrung"dass im Einsatzraum nur eine eingeschränkte 

Mobilfunkkapazität vorliegt, wurde von vornherein festgelegt, diese 

Technik in der netzstabilen Zentralstelle für Identifizierungsmaßnahmen 

in Linnich aufzubauen. Nach derzeitigem Sachstand traten hier keine 

Probleme auf. 

Frage 16: 'Wie viele Foto-Aufnahmen von Demonstranten wurden 

gefertigt? 

Von allen der GefangenehsammelstelleAachen und der ZentralsteHe für 

Identifizierungsmaßnahmen Linnich zugeführten Störernwurden Licht-
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bilder gefertigt. Darüber hinaus wurden - wie oben geschildert - von al­

len Angehörigen der dargestellten Störergruppen im Tagebau Lichtbilder 

gefertigt. Die Auswertungen des Bildmaterials dauern an. 

Frage 17: Wie viele, Identifikationsfestsfellungensind bislang 

9.eglückt,· . wie viele Fälle' mussten bislang eingestellt 

werden und an wie vielen wird noch bis wann gearbei­

tet? 

Insgesamt konnte bisher eine Person im Tagebau zweifelsfrei identifi­

ziert werden. Die Ermittlungen - insbesondere die Auswertung des um­

fangreichen Bildmaterials - dauern an. 

Frage 18: Welche Fälle von Widerstand gegen Polizeibeamte wa­

ren festzustellen und wie· werden diese juristisch ver­

folgt? 

In~gesamt sind derzeit vierWiderstandshandlungengegen Polizeibeam­

te bt3kannt. Neben den drei bereits beschriebenen$achverhalten erlitt 

ei,n. Beamter einen· ,folgenlosen Schlag gegen den' Einsatzh'elm. Die 

Auswertung des Bildmaterialsdauert aktuell noch an. Entsprechende 

Strafverfahren werden eingeleitet. 

Frage 19: Bleibt der Minister des Inneren bei seiner Darstellung, 

dass Vermummungen mit Maleranzügen, Mundstaub­

masken, Perücken,. etc. und das Mitführen von zu­

sammengenähten Strohsäcken als JJ Verkleidungen" zu 

sehen sind? 

Die Frage verkürzt die Antwort der der Landesregierung (LT-Drs. 

17/1083) auf die Kleine Anfrage 364 (LT-Drs. 17/773) fälschlich. Viel­

mehr wurde mit vorgenannter Antwort deutlich ausgeführt, dass eine 

Prüfung des jeweiligen Einzelfalls vorzunehmen ist, die nicht nur das 

äußere ~rscheinungsbild sondern auch den mutmaßlichen Willen der . 
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Person einschließt. So setzt ein Verstoß gegen § 17a VersG in subjekti­

ver Hinsicht voraus, dass der Täter in der Absicht gehandelt hat, die 

Feststellung seiner Identität zu verschleiern. Hieran fehlt es nach herr­

schender Meinung, wenn die "Verkleidung" ausschließlich der Mei­

nungsäußerung dient. . Hier ließen die Umstände des Falles darauf 

schließen, dass die Strohsäcke .als Passivbewaffnung im Sinne des 

§ 17a VersG getragen wurden. 

Frage 20: Welche Erlahrungen hat die Polizei bei bisherigen 

"Ende-Gelände" - Aktionen mit ,; Verkleidungen" und 

Schutzbewaffnungen bei dem Durchbruch von Polizei­

sperren gemacht? 

Das Tragen von Staubmasken oder Passivbewaffnung lässt beim 

Durchbrechen von Polizeisperren im Rahmen der in Frage 19 darge­

stellten Einzelfallbewertung den Schluss auf die Absicht des Täters zu, 

die Feststellung seiner Identität zu verschleiern bzw. die Gegenstände 

nicht nur zur reinen Meinungsäußerungzu tragen. 

. . 

Frage 21: Welche' Schutzbewaffnungen und ·verbotenen Gegen-

stände (wiez.B. Elektroschocker, Plexiglas- Gesichts­

Scheiben, Strohsäcke) wurden aus welchen Gründen 

beim Einsatz am 05.11.2017 sichergestellt? 

Nach derzeitigem Sachstand wurden im Rahmen des Einsatzes folgen­

de Gegenstände im Sinne der Fragestellung sichergestellt bzw. un­

brauchbar gemacht: 

• 3 Plastikvisiere (nach aktueller Bewertung der Staatsanwaltschaft 

Aachen nicht als Schutzbewaffnung zu klassifizieren) 

• ca. 3.500 Strohsäcke (unbrauchbar gemacht) 

.• ein vermeintlicher Elektroschocker, der sich im Nachgang als unge­

fährliches Hundetrainingsgerät herausstellte 
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Frage 22: 

Ministerium deslnnern 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Der Minister 

Welche juristischen Folgen hat es, dass der . Hausfrie­

densbruch durch den Minister des Inneren (Drucksa­

che17/1083) als "Bagatellstraftat" kommuniziert wur­

de? 

Keine. Diese Formülierulig wurde durch die StaatsanWaltschaft Aachen 

angesichts des: ge~etzlich vorgesehenen· Höchststrafmaßes vorgenom­

men (vgl. L T':Drucksache 17/1083). Die RWE Power AG hat angekun­

digt, in allen Fallen Strafantrag wegen Hausfriedensbruchs zu stellen. 

Entsprechende· Strafverfah ren werden eingeleitet. 

Frage 23: Ist der Einsatz am.05.11.2017 als gelungenes Beispiel 

der "Null-Toleranz-Strategie" des Ministers des Inne­

ren anzusehen? 

Es ist gelungen, andauernde Besetzungen von Infrastruktureinrichtun­

gen der RWE Power AG (Bagger, Förderanlagen ·etc.) zu verhindern. 

Gegen Störer wurde eingeschritten und im Rahmendes rechtlich Mögli­

c.hen wurden Maßnahmen in Abstimmung mit der Staatsanwaltschaft 

getroffen. Dabei wurden die Schwere des Anlassdelikt~s und der 

Grundsatz der Verhältnismäßigkeit . berücksichtigt. Die Ermittlungen 

dauern an. 

Grundsätzlich ist festzustellen, dass bei Einsätzen im Rheinischen 

Braunkohlengebiet die Größe des Einsatzraumes mit seinen diversen 

möglichen Aktionszielen (unter anderem drei Tagebaugebiete, Versor­

gungswege; Kohlekraftwerke, BAB) eine besondere Problt7matik dar­

stellt. Allein die Ausdehnung des Tagebaus Hambach mit bis zu 32 km 

Abbruchkante macht die Herausforderung deutlich, Polizeikräfte an den 

jeweils "richtigen" Stellen vorzuhalten. Das pp Aachen hat sich mit ei­

nem lage- und raumorientierten Stufenkonzept mit flexiblen dislozierten 

Raumschutzkräften und umfänglichen Aufklärungsmaßnahrrien auf die­

se L~ge eingestellt. 
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Ministerium:des Innern 
des Landes Nordrhein~Westfalen ' 

Der Minister 

, , 

Frage 24: Welche lnfoimati~nen liegen' zude';' Unfall und ,den 

Brandbarrlkaden., vom 09.11..2017 VOf?' 

Am.09.11.2,017, gegen 19:56: LJhr, befuhr eine ortsunkundige49.:jährige 

FraU in B~gleitung -ihrer '1,8jährigen 'Töchter ni\t ihr~mPkw die L,276 

aus RichtungKerpen~Buir kOl11mendin FaHrtrichtu~'fi der ehemaligen 
. . . . , . '. . . . ,. . 

A'rb1Ghlussstelh?' derBAI{4:,Jh)<erpen~Buir~<Hi'erbei' verließ,' sie sich, auf'ihr 
'" . 

Navjgations?ystern mit .veraltef~r Software,welches di:e ,aktuelle ,Ver~ 
. '. . 

kehrsführung 'nicht aufWies. Obwohl ,sie wegen fehlender Straßenbe-:-

leuchtungdie'GE?schwindigkeit .. des Pkw' deutlich ,verringerte, fuhr sie 

nahezu ungebr~mst in einen dort befind, lichen, ca. ,tMeter: liochaufg~-
, ' 

schütteten Sandwall, welcher'alTl Ende der L276 voreirier bereits abge- . 

rissenen Brücke (Bauwerk '106) durch die RWE Power AG als Verant­

wortlicher für die 'Baumaßnahmen aufges,chüttetwurde. Unmittelbar 

nach ,der Kollision erschienen ca.' 20 vermummte, Personen aus der 

Waldbesetzers?eneah~ derUhfallörtlichkeit und' setiten eine Barrikade . . . . 

aus Holzstämmen und Asten; ,die nach ersten Erkenntnissen' erst nach 
. ' .' '. . 

dem Unfallgeschehenauf ~er':L 276 im. Nahbereich derUnfallörtliGhkeit ' 

, errich'tet wurde,' in Brand. DieL 276 'war'hierdurch zunächst ca. eine 

Stunde nicht mehr, befahrbar; , Der Rettungsdienst und 'die Polizeikräfte 

, mussten die Lösch·> und'Räumarbeiten, der Feüerwehr- und" des Werk-. ." "_ .. ,:' '. . . . . 

schutzes derRWE'Powf3rAGabwarten; Die Täter begaben sich gegen 

20:55 Uhr zurück in den Wald. ,Unmittelbar nach den Löscharbeiten er-
.,' .' . . . . . 

reichten die,eingesetztenpolizeikräfte sowie d~r Rettungsdienst die Un-

fallörtlichkeit. Eine ~etreuung der beiden UnfällbeteUigten war auch zwi-

, scherizeitlich durch Werkschutzkräfte der RWE PowerAGgE:;währleistet. 

Nach Erstbehandlung vorOrt wLlrde die leichtverletzte F(3hrerin und die 

unter Schock stehende Beifahrerin dem Krankenhaus Bergheim zwecks 

weiterer Untersuchung zugeführt. Das nicht mehr fahrbereite Fahrzeug 

wurde abgeschleppt. Weitere Er~ittlungen ergaben, dass als verkehrs­

sichernde Maßnahmevor dem o. a. Sahdwall ,durch die RWE Power AG 
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am 08.11.2017, um 08:00 Uhr, eine reflektierende Warnbakeaufgestellt 

wurde, die zur. FeststeJlzeit am 09.11.2017 nicht mehr. vorhanden war 

und vermutlich entwendet wurde. 

Entsprechende Strafanzeigen l.Ind eine Unfallanzeige wurden gefertigt. 

Die Ermittlungen werden durch die Ermittlungskommission "Hambacher. 

Forst" des pp Aachen geführt .. 

Frage 25: Welche' besonderen Vorkommnisse hat es auf der 

ehemaligen L 276 in den vergangenen Monaten im Be­

reich 'des Hambacher Forstes gegeben? 

Im Zeitraum 01.05.17 bis 14.11.201Twurden insgesamt -17- Strafver­

fahren im Zusammenhang mi~ der. Sicherheitslage Hambacher Forst und 

mit Ortsbezug L 276 eingeleitet. Dabei handelt es sich vornehmlich um 

Ermittlungsverfahren wegen Herbeiführen einer Brandgefahr (2x), Nöti­

gung (3x), LandfriedensbrlJch(1x), Sachbeschädigung (1x), Diebstahl 

(2x), Zerstör.ung wichtiger Arbeitsmittel (1x), gefährlicher Eingriff in den 

Straßenverkehr (4x) , Bodenverunreinigung (1 x), Brandstiftung (1 x) und 

Hausfriedensbruch (1x). 

Frage 26: Wie schätzen die·.Sicherheitsbehörden die Stärke und 

Gefahr durphdie autonome Besetzerszene aktuell im 

Hambacher Forst ein? 

Die Waldbesetzerszene ist von vormals durchschnittlich bis zu 50 auf 

ca. 100 bis 120 Personen angewachsen.·Die in letzter Zeit zugereisten 

Personen des autonomen Spektrums aus Hamburg, Berlin, Leipzig oder 

südeuropäischen Ländern dürfen ein HinWeis auf die präsente, verän­

derteSzene sein, die im Kernbereich den Dialog verneint. Bei Begeg­

nungen zwischen Waldbesetzern und der Polizei im Hambacher Forst 

zeigen die Besetzer neuerdings eine erhöhte Konfrontationsbereitschaft, 

die auch gegenüber eingesetzten Beamten oder Journalisten durch 

martialisches Auftreten verdeutlicht wird. Auch der Sprachgebrauch be~ 
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legt, beispielsweise in Blogeinträgen oder im unmittelbaren Kontakt, 

deutlich eine mangelnde Kommunikationsbereitschaft und in Teilen 

auch Militanz. Dies zeigt sich beispielhaft an der Beschädigung zweier 

Zivilfahrzeuge der Polizei an lässlich der Teilnahme des Polizeipräsiden­

ten Aachen an einem Waldspaziergang im Hambacher Forst am 

15.10.2017. In Anbetracht der Gesamtsituation ist bei künftigen polizeili­

chen Maßnahmen, insbesondere bei Räumungsmaßnahmen und dem 

Schutz von Rodungsarbeiten, prognostisch mit weiteren erheblichen 

Straftaten und. massivem Widerstand seitens· der Besetzerszene zu 

rechnen. 

Auch Straftaten gegen Einrichtungen des Tagebaus, der Kraftwerke o­

der sonstiger kritischer Infrastrukturen, gegen Gebäude der RWE Power 

AG und letztlich. auch gegen Mitarbeiter der RWE Power AG sowie Ein­

satzkräfte der Polizei sind dabei zu erwarten. 

Frage 27: Was bedeutet die Lageeinschätzung für mögliche an­

stehende Sicherungsmaßnahmen im Zuge der Ra­

dungssessian 201712018? 

Erhebliche Straftaten sind nicht ausgeschlossen. Das Polizeipräsidium 

Aachen als eins~tzführende Polizeibehörde stellt sich auf das geänderte 

Störerverhalten einsatztaktisch ein. 
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